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 Fachbereich Innerer Service  vom: 11.12.2002 
 
 
 Beschlussvorlage X öffentlich 
    

   nichtöffentlich 
 
TOP-Nr. Beratungsfolge 
  

 Rat der Stadt Kamen 
 
 
 
Bezeichnung des TOP 
 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Baubetriebshof 
hier: Antrag CDU-Fraktion 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Die CDU-Fraktion hält es für geboten, eine Untersuchung der Wirtschaftlichkeit des Baube-
triebshofes durch externe Berater durchzuführen. Dies begründet sie unter anderem mit 
einem deutlichen Widerspruch, hier der Feststellung, die Straßenreinigung könne durch den 
Baubetriebshof für die Bürger günstiger abgewickelt werden, als durch einen privaten 
Unternehmer. Gerade dies ist aber eine Begründung, die Wirtschaftlichkeit des Baube-
triebshofes wie bisher auch durch die Verwaltung selbst prüfen zu lassen, da diese 
Feststellung Ergebnis der Prüfung der Verwaltung ist.  
 
Seit Jahren arbeitet die Verwaltung - mit beachtlichen Erfolgen - an der Optimierung ihrer 
Strukturen und Effizienz. Dabei wird immer wieder darauf hingewiesen und durch die Kritiker 
auch immer wieder vergessen, dass die Kamener Verwaltung funktioniert und ein derartiges 
funktionierendes System keine einschneidenden Eingriffe verträgt.  
Auch bei externen Untersuchungen ist eine enge Beteiligung interner Stellen unerlässlich – 
auch die CDU erkennt dies, wünscht sogar ausdrücklich eine Beteiligung parlamentarischer 
Gremien. Aber: die isolierte Betrachtung eines einzelnen Fachbereiches einer Verwaltung ist 
wenig sinnvoll. Bei den bestehenden sinnvollen Aufgabenverflechtungen und Abhängigkeiten 
innerhalb einer Kommunalverwaltung, die in ihrer Gesamtheit der Verwaltung des Gemein-
wohls dient, kann nur eine bereichsübergreifende, gesamtheitliche, Betrachtung greifbare 
Ergebnisse bringen.  
Diese bereichsübergreifende Betrachtung ist mittelfristig vorgesehen. Derzeit wird mit der 
Einführung der Software „mps-NF“ im Rahmen des Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments ein verwaltungsübergreifendes System eingeführt, mit dem Ziel, Finanzbuchhaltung 
zur Ablösung der Kameralistik einzusetzen, wie es der Gesetzgeber für die Zukunft vorsieht. 
Bestandteil dieser Einführung ist auch eine flächendeckende Kostenrechnung, die erst die, 
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auch von der CDU geforderte, Transparenz bringt. Transparenz aber nicht nur auf den 
Baubetriebshof bezogen, sondern auf die gesamte Verwaltung. Hierdurch werden 
bestehende Aufgabenverflechtungen deutlich und berechenbar. Berechenbar auch, welche 
Konsequenzen anderweitige Aufgabenwahrnehmungen mit sich bringen. Geboten werden 
Entscheidungsgrundlagen, verbunden mit der Möglichkeit, finanzielle Konsequenzen 
darzustellen. Wie verändern sich Kosten, wenn Aufgaben ausgelagert, vorhandene 
Ressourcen im Bereich Personal oder auch Anlagevermögen aber nicht „ausgelagert“ 
werden können? Erst das Wissen über diese Konsequenzen lässt sinnvolle Entscheidungen 
zu. 
 
Optimierungen des Bauhofes werden seit Jahren kontinuierlich durchgeführt. Wesentliche 
Ergebnisse dieser Optimierungen waren die Zusammenführung der Betriebsdienste in drei 
große betriebliche Bereiche, Reduzierung der Betriebsverwaltung, Trennung von 
Auftraggeber- und Auftragnehmerfunktion verbunden mit der Verlagerung von Aufgaben, 
Einsatz geeigneter Software, insbesondere zur Unterstützung des Auftragswesens. 
 
In der Umsetzung dieser Erkenntnisse hat die Verwaltung die Aufgaben des Baubetriebs-
hofes auf die drei Betriebsdienste Hochbauunterhaltung, Straßenunterhaltung und Garten-
bau konzentriert. Selbstverständlich verbleiben daneben wichtige Unterstützungsarbeiten für 
die Verwaltung und Dritte, d.h. Bürgerinnen und Bürger, seien es Transportdienste sowie 
Auf- und Abbau bei diversen Veranstaltungen (Kultur, Sport, Altstadtfest, Weihnachtsmarkt). 
 
Der Personalbestand der kaufmännischen Dienste wurde von 13 auf 6,5 Stellen reduziert, 
wobei allerdings die Stelle des Straßenbegehers in den Fachbereich Straßen verlagert 
wurde. 
Der Personalbestand des Betriebsdienstes Hochbauunterhaltung von 16 auf 14 Stellen, der 
Straßenunterhaltung von 37 auf 32 Stellen und der Gartenbau von 28 auf 25 Stellen. Zwei 
Stellen für Raumpflegerinnen wurden in die Gebäudeverwaltung verlagert. 
Insgesamt wurde der Personalbestand des Baubetriebshofes von 96 Stellen in 1995 auf 77,5 
Stellen in 2003 gesenkt. Zudem enthält der Stellenplan 2003 bei weiteren 4 Stellen den 
Vermerk „k.w.“ = künftig wegfallend. 
 
Am Baubetriebshof wurden insgesamt 15,5 Stellen echt eingespart. Allein hierdurch sind 
Personalkosteneinsparungen von jährlich rund 600.000 € zu verzeichnen. 
Durch die Fachbereichsbildung und die Aufgabenverlagerungen im Zuge der ganzheitlichen 
Sachbearbeitung wurde die Trennung Auftragnehmer - Baubetriebshof - und Auftraggeber - 
Fachbereiche der Verwaltung – durchgeführt. Dem Baubetriebshof wurden Daueraufgaben 
wie Grünflächenpflege, Straßenunterhaltung, Unterhaltung der Spiel- und Sportplätze, 
übertragen. Daneben erhält der Baubetriebshof Einzelaufträge aus der Verwaltung, wobei 
mittlerweile durch die Einführung der Software „Limes“ die technische Unterstützung des 
Auftragswesens erfolgt. Andere Aufgabengebiete, wie die des Straßenbegehers und der 
Abfallberatung wurden in die zuständigen Fachbereiche innerhalb der Verwaltung verlagert. 
 
Die internen Organisationsstrukturen des Baubetriebshofes wurden gestrafft, indem 
beispielsweise Vorarbeiterfunktionen neu geregelt und deren Zuständigkeitsbereiche 
verändert wurden. Innerhalb der kaufmännischen Dienste erfolgte durch den Einsatz eines 
betriebswirtschaftlich ausgebildeten Mitarbeiters eine Anpassung an moderne Strukturen. So 
wird auch gewährleistet, dass die Umsetzung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
auch die Strukturen des Baubetriebshofes berücksichtigt. 
 
Kosten und Aufwand einer externen Untersuchung stehen in keinem vertretbaren Verhältnis. 
Betrachtet man die bereits erzielten Ergebnisse, ist deutlich zu erkennen, dass die innerhalb 
der Verwaltung vorhandene Kompetenz sachgerechter ist und zielführender eingesetzt 
werden kann. Dabei darf nicht außer Betracht bleiben, dass jeder externe Berater auf die 
durch die Verwaltung vorzulegenden und zu erarbeitenden Daten angewiesen ist. Diese 
Daten können nur eigene Mitarbeiter ermitteln. Da der Aufwand für die Ermittlung dieser 
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Daten immens ist, werden sie nicht willkürlich und flächendeckend, sondern aufgrund der 
Kenntnis bekannter Problemfelder erhoben - Problemfelder, die nicht der externe Berater 
kennt, sondern der Mitarbeiter der Verwaltung. Die oben angesprochenen „k.w.“-Vermerke 
verdeutlichen, dass bereits weitere Einsparungspotentiale erkannt sind.  
Vor einer Umsetzung möglicherweise zu erzielender Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass 
vorhandenes Personal nicht entlassen werden kann und auch materielle Ressourcen nicht 
einfach veräußert werden können.  
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